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Ich mache jetzt keine wertenden einleitenden Bemerkungen, wir wollen zuhö-
ren. Wir haben zwei Referenten zum Thema: „Funktionen, Dysfunktionen und
systembedingte Mängel der Zentralverwaltungswirtschaft und Gründe für das
Scheitern systemimmanenter Reformansätze“. Dazu werden Herr Dr. Werner
Klein von der Universität Köln und Herr Professor Reinhard Schmidt von der
Hochschule für Technik und Wirtschaft Mittweida referieren. Herr Dr. Klein,
ich bitte Sie, als erster das Wort zu nehmen.

Dr. Werner Klein: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine Damen und Her-
ren. Das Thema meines Referats wurde schon angekündigt. „Funktion, Dys-
funktion und systembedingte Mängel der Zentralverwaltungswirtschaft und
Gründe für das Scheitern systemimmanenter Reformansätze“. Mein Referat
gliedert sich in vier Hauptteile.

Der erste Hauptteil befaßt sich mit zwei wesentlichen Grundproblemen eines
jeden Wirtschaftssystems: erstens dem Problem effizienter Lenkung der
volkswirtschaftlichen Ressourcen, zweitens dem Problem der Gewinnung und
Nutzung jenen Wissens, das für eine effiziente Ressourcenlenkung notwendig
ist. Der zweite Hauptteil ist den Funktionen einer Zentralverwaltungswirtschaft
gewidmet, die diese bei der Lösung der genannten Probleme hat. Teil drei des
Referats beschäftigt sich mit vier zentralen Aspekten von Dysfunktionalitäten,
die Zentralverwaltungswirtschaften systemimmanent sind. Im vierten Teil ist
schließlich auf zwei Beispiele bedeutsamer systemimmanenter Wirtschaftsre-
formen und die Gründe für deren Scheitern einzugehen.

Aus Gründen der Zeitökonomie müssen meine Ausführungen größtenteils et-
was holzschnittartig ausfallen. Die Diskussion im Anschluß an die Einfüh-
rungsreferate gibt aber sicherlich die Gelegenheit, etwas ausführlicher auf das
eine oder andere Detail einzugehen.

Erlauben Sie mir nun zu Beginn einige wenige Vorbemerkungen. Wenn es hier
meine Aufgabe ist, über Funktion und Dysfunktion von Zentralverwaltungs-
wirtschaften zu sprechen, so könnte leicht der Eindruck entstehen, nur für die-
sen Typus einer Wirtschaftsordnung gäbe es Funktionsprobleme. Dies ist na-
türlich nicht der Fall. Auch Marktwirtschaften leiden vielfach unter Dysfunk-
tionen. Unter makroökonomischem Aspekt denke man nur an Situationen von
Unterbeschäftigung, an Instabilitäten des Geldwertes, an außenwirtschaftliche
Ungleichgewichte oder an Innovations- und Wachstumsschwächen, wodurch
auch immer diese Dysfunktionen ausgelöst werden. Mikroökonomisch gese-
hen kann man an viele Fälle denken, in denen ganze Unternehmungen – oft
durch Fehlverhalten des Managements – in Existenzkrisen geraten. Firmenna-
men wie Balsam, Bremer Vulkan, Daimler Benz, Klöckner-Humboldt-Deutz,
Metallgesellschaft und Südmilch sind besonders eklatante Beispiele dafür.
Dennoch kann man heute aufs Ganze gesehen sagen, daß sich Marktwirtschaft
in Verbindung mit politischer Demokratie den Systemen mit politischer Dik-
tatur und Zentralverwaltungswirtschaft auch ökonomisch als leistungsüberle-
gen erwiesen hat. Es ist eben wohl so, daß dem letzteren Typus von Wirt-
schaftsordnung bestimmte Dysfunktionen inhärent sind, die sich auch durch
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systemerhaltende, systemimmanente Reformen nicht beseitigen lassen und
letztlich zum Untergang dieses ökonomischen Gesamtsystems beigetragen ha-
ben.

Zu den erwähnten zwei Grundproblemen: Das erste Grundproblem betrifft die
möglichst effiziente Lenkung der volkswirtschaftlichen Ressourcen in Form
des Bestandes an verfügbarer Arbeit, Boden und Rohstoffen sowie an Sachka-
pital. Im Gegensatz zum Verständnis des Effizienzbegriffs unter den Struktur-
bedingungen einer Marktwirtschaft, gekoppelt mit politischer Demokratie, ist
der Terminus Effizienz in einer Zentralverwaltungswirtschaft in Verbindung
mit politischer Diktatur doppeldeutig. Effizient wäre eine Ressourcennutzung
dann, wenn dies den Vorstellungen der herrschenden Parteieliten (Nomenkla-
tura) entspricht. Eine effiziente Verwendung der volkswirtschaftlichen Res-
sourcen kann aber auch daraus abgeleitet werden, daß damit den Präferenzvor-
stellungen der übrigen Mitglieder der Gesellschaft gedient wird. Eine Überein-
stimmung der durch die herrschenden Parteieliten repräsentierten „gesell-
schaftlichen“ Interessen mit den „individuellen“ der sonstigen Bürger wäre
rein zufälliger Natur. Die Realität von Zentralverwaltungswirtschaften war
eher durch massive Interessenkonflikte dieser Art gekennzeichnet.

Effiziente Lenkung und Nutzung der volkswirtschaftlichen Ressourcen erfor-
dert in allen Wirtschaftssystemen eine in dieser Hinsicht wirksame Planung.
Planung setzt Kenntnisse über planungsrelevante Tatbestände voraus. Das
Wissen hierüber, und dies ist das zweite Grundproblem, ist aber bei gesell-
schaftlicher Wirtschaftsweise in den Köpfen von möglicherweise Millionen
von Menschen verteilt und prinzipiell auch nicht vollständig zentralisierbar. In
jedem Wirtschaftssystem bedarf es daher eines funktionsfähigen Kommunika-
tionsnetzwerks, das der Informationsgewinnung und -weiterleitung über jene
planrelevanten Fakten dient, die die Entscheidungsgrundlage für eine effiziente
Ressourcenlenkung und -nutzung darstellen.

In den beiden ganz verschiedenen Grundtypen von Wirtschaftsordnungen, die
sich in der Zwischenkriegszeit in der einen Form in der Sowjetunion und nach
dem Ende des Zweiten Weltkriegs in Europa in zweierlei Form herausgebildet
hatten, dem marktwirtschaftlichen System im Westen und dem der zentralver-
waltungswirtschaftlichen Struktur im Osten, um es so plakativ zu sagen, sind
ganz verschiedene Wege zur Bewältigung der genannten beiden Grundpro-
bleme angelegt.

Auf der Grundlage der als „Volkseigentum“ apostrophierten Form des staatli-
chen Eigentums vor allem in der Industrie und des Eigentums sogenannter so-
zialistischer Genossenschaften u. a. in der Landwirtschaft und im Handwerk –
Privateigentum spielte außer in der polnischen Landwirtschaft und im Hand-
werk und in der Wohnungswirtschaft der DDR eher eine marginale Rolle –,
geschah in den Zentralverwaltungswirtschaften die Ressourcenlenkung ver-
mittels eines komplexen Gefüges administrativ-zentraler Pläne materieller und
finanzieller Art. Es handelte sich dabei um den Versuch, auf verwaltungsmä-
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ßigem Wege Art, Umfang, Zusammensetzung und Verwendung der Güterer-
zeugung für jeweils eine bestimmte Zeitperiode festzulegen.

Wie verschafften sich nun die am Planungsprozeß beteiligten Instanzen jenes
Wissen, das unverzichtbare Grundlage für sinnvolle ökonomische Entschei-
dungen ist? Grundsätzlich kann man sagen, daß einer Zentralverwaltungswirt-
schaft, in der es offiziell keine Märkte mit selbständig handelnden Anbietern
und Nachfragern gibt, ein System der Informationsvermittlung nicht zur Ver-
fügung stehen konnte, wie es Marktwirtschaften eigen und dadurch charakteri-
siert ist, daß ein großer Teil des Wissensaustauschs in vielfach indirekter und
anonymer Form vermittels laufender Veränderungen von Marktsignalen preis-
licher und mengenmäßiger Art geschieht. In den Zentralverwaltungswirt-
schaften wurden Wissen vermittelnde Informationen bei der Planung im Rah-
men verwaltungsmäßiger Kommunikationswege gewonnen. Die Informations-
vermittlung vollzog sich sowohl in vertikaler wie auch in horizontaler Rich-
tung innerhalb des Netzes der Planungs- und Leitungsorgane.

Dabei spielten eine große Anzahl von Richtlinien, von Mengen- und Wert-
kennziffern oder Normativen über Produktion und Absatz, Außenhandel, die
Verwendung von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, den Einsatz von Arbeits-
kräften, die Investitionen, die Kostengestaltung, den zu erzielenden Gewinn
und anderes eine entscheidende Rolle.

Wegen des möglichen sogar wahrscheinlichen Auseinanderfallens der durch
die Partei in den entsprechenden Direktiven der Parteitage definierten gesell-
schaftlichen Interessen und den individuellen Interessen derjenigen, die die aus
den Parteitagsbeschlüssen abzuleitenden Planziele zu verwirklichen hatten,
bedurfte es in der Zentralverwaltungswirtschaft teilweise besonderer Formen
der Leistungsanreize, aber auch eines umfassenden Systems der Leistungs-
kontrollen. Im Gegensatz zu bestimmten theoretischen Modellen einer Zen-
tralverwaltungswirtschaft, in denen zumindest implizit mit der Annahme gear-
beitet wird, die Gesamtheit der am Prozeß der Planung und der Planverwirkli-
chung beteiligten Menschen bildete ein Team im organisationstheoretischen
Sinne, würden sich also freiwillig und vollständig in den Dienst an der Reali-
sierung der von der Zentrale festgelegten Ziele des Wirtschaftens stellen, ohne
konkurrierende eigene Zwecke zu verfolgen, war dies in der Realität von Zen-
tralverwaltungswirtschaften keineswegs der Fall.

Es waren sehr wohl vielfältige Interessenkollisionen beobachtbar. Es gab daher
ein massives Leitungsproblem, das in der Frage bestand, durch welche Mecha-
nismen oder Vorkehrungen man die einzelnen Beschäftigten, ganze Arbeits-
gruppen (Brigaden) und das Management (leitende Kader) dazu motivieren
oder zwingen könnte, auf das Verfolgen von Zwecken zu verzichten, die aus
der Sicht der politischen Elite kontraproduktiv waren, und statt dessen ein ho-
hes Maß an Leistung im Interesse der zentral festgelegten Ziele zu erbringen.

Um dies zu erreichen, versuchten die politischen Entscheidungsinstanzen, die
in den Betrieben arbeitenden Menschen sowohl durch sozialpsychologisch
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wirkende Formen der Leistungsstimulierung als auch durch Formen der mate-
riellen Stimulierung zu einem entsprechenden Leistungsverhalten zu motivie-
ren und ihre Tätigkeit durch eine beträchtliche Anzahl von Kontrollinstanzen
und -mechanismen zu überwachen. Trotz oder gerade wegen der systemspezi-
fischen Mechanik, die Leistungsbewertungen aller Art und aller planverant-
wortlichen Ebenen an die Erfüllung bzw. Übererfüllung von Planaufgaben
bzw. -auflagen zu binden, kam es zu jenen gravierenden Dysfunktionalitäten,
auf die nun im folgenden eingegangen werden soll.

Die administrativ-zentrale Planung und Lenkung des Ressourceneinsatzes und
der Produktion begründet in Verbindung mit dem kollektiven Eigentum an den
sachlichen Produktionsmitteln und den erwähnten Formen der Informations-
vermittlung und Leistungsstimulierung aus Sicht der politischen Entschei-
dungsträger höchster Ebene und im Hinblick auf eine effiziente Ressourcen-
nutzung entscheidende Defekte im ökonomischen Verhalten von Individuen,
Betriebskollektiven, ganzen Betrieben und selbst von Planungsinstanzen über-
geordneter Verantwortlichkeit. Anders ausgedrückt: Die zentralverwaltungs-
wirtschaftliche Ordnung und die durch sie geprägten Entscheidungs-, Informa-
tions- und Motivationsstrukturen ermöglichten nur eine sehr unbefriedigende
und sich mit der Zeit verschlechternde Lösung des Problems einer hinreichend
sinnvollen und effizienten Ressourcenlenkung. Infolgedessen konnte diese
Ordnung allmählich ihre eigentliche Grundfunktion nicht mehr zureichend er-
füllen, nämlich den Wirtschaftsablauf so zu gestalten, daß die Macht der Füh-
rungselite gewährleistet blieb. Dieses System erwies sich in diesem Sinne als
immer weniger effizient. Gleichzeitig erbrachte es auch und im Verlauf der
Zeit, abgesehen von relativ kurzen Erholungsperioden, immer bescheidener
werdende Ergebnisse hinsichtlich der Versorgung der Bevölkerung mit Kon-
sumgütern der verschiedensten Art, so daß sich die Zentralverwaltungswirt-
schaft auch in diesem Sinne als wenig effizient erwies.

Was waren die entscheidenden Ursachen hierfür, und welches waren die wirt-
schaftlich negativen Folgen dieser Entwicklung, die letztlich zum Scheitern
des Systems der Zentralverwaltungswirtschaft beigetragen haben? Mit dem
polnischen Wirtschaftswissenschaftler Jan Winiecki sei auf vier zentrale
Aspekte dieser Fragestellung näher eingegangen.

Es sind dies erstens die makroökonomischen Dysfunktionalitäten zentraler
Planung, zweitens die durch das System der zentralen Planung generierten ver-
zerrten Sektoral- und Produktionsstrukturen, drittens das systembedingte weit-
gehende Versagen des Systems hinsichtlich seiner Fähigkeit, die außenwirt-
schaftlichen Beziehungen als wohlstandsmehrenden Faktor nutzen zu können
und viertens die systemspezifischen Innovations- und Investitionsbarrieren.

Zu den makroökonomischen Dysfunktionalitäten: Zu den Spezifika ma-
kroökonomischer Dysfunktionalitäten und den damit einhergehenden negati-
ven ökonomischen Effekten zentraler Planung gehörte die zu beobachtende
permanent exzessive Nachfrage nach Produkten und Faktoren einerseits und
eine daraus hervorgehende generelle systemspezifische Knappheitssituation
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andererseits. Dies erklärt sich aus dem in den Anreizstrukturen des Systems
der Zentralverwaltungswirtschaft begründeten Verhalten der Betriebe, den
Produktionsausstoß, gemessen an quantitativen oder Wertkennziffern, wegen
des Zwangs zur Planerfüllung und der damit verknüpften Prämienzahlungen de
facto ohne Rücksicht auf die Kosten von Jahr zu Jahr zu erhöhen. Die daraus
hervorgehende exzessive Nachfrage nach Produktionsfaktoren aller Art, also
nach Rohstoffen, Materialien, Investitionsmitteln, Zwischenprodukten und
nicht zuletzt auch Arbeitskräften, erzeugte so ein Klima allgemeiner Ressour-
cenknappheit.

Die zentralen Planträger reagierten wegen ihres Hangs zur Autarkie – außen-
wirtschaftliche Abhängigkeiten wurden nämlich als ein Gefährdungsmoment
für die Durchführbarkeit des Volkswirtschaftsplans angesehen – auf diese Ent-
wicklung in der Weise, daß versucht wurde, die Produktion als besonders
knapp empfundener Güter zu erhöhen. So kam es generell zur Ausarbeitung
makroökonomischer Pläne, die wegen der im System angelegten spezifischen
Ressourcenknappheit nicht oder nicht im geplanten Maße erfüllt werden
konnten.

Zum zweiten Aspekt der sektoralen Dysfunktionalitäten: Der zweite Komplex
von Dysfunktionalitäten bezieht sich auf die durch das System hervorgerufe-
nen sektoralen Strukturverzerrungen und den unter dynamischen Aspekten of-
fensichtlich damit einhergehenden nicht leistbaren Strukturwandel. Die Ent-
wicklung von der Dominanz der Land- und Forstwirtschaft hin zu der des in-
dustriellen Sektors ist offensichtlich in den realen Zentralverwaltungswirt-
schaften bei der Herausbildung der wirtschaftlichen Primärbedeutung der In-
dustrie stehen geblieben.

Im Vergleich zu Marktwirtschaften etwa gleichen Entwicklungsstandes wiesen
Zentralverwaltungswirtschaften einen überdimensionierten industriellen Be-
reich aus, was spiegelbildlich eine Vernachlässigung der Entwicklung hin zu
einer wachsenden Bedeutung des Dienstleistungssektors impliziert. Zu den sy-
stemspezifischen Faktoren, die zur Überdimensionierung des industriellen
Sektors und zur Verfestigung dieses Erscheinungsbildes führten, zählen die
zwecks Minimierung des Planrisikos generelle binnenwirtschaftliche Orientie-
rung der Ressourcenplanung und deswegen auch die prinzipiell auf Importsub-
stitution ausgerichtete Außenhandelspolitik. Importsubstitutionspolitik meint
so viel Importe, wie gerade notwendig. Diese semiautarke Strategie wirt-
schaftlicher Entwicklung führt wegen der dadurch nicht wahrgenommenen
Vorteile aus der internationalen Spezialisierung zu einer vergleichsweise über-
großen Ausdehnung der Vor- und Zwischenprodukte herstellenden Bereiche:
Eisen und Stahl, Chemie, Zement, Papier usw. Dies läßt sich auch als eine sy-
stemspezifische Form der Unterspezialisierung beschreiben, weil hierdurch
bedingt in Zentralverwaltungswirtschaften ein vergleichsweise zu großes Sor-
timent an Gütern und Faktoren in zu geringen Losgrößen produziert wird, de-
ren Herstellung zudem dann einen zu hohen Material- und Faktoraufwand er-
fordert. Es erweisen sich dann die Herstellungskosten damit als vergleichswei-
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se zu hoch und die Produkte teilweise als technisch veraltet, weil auch die
notwendigen Ressourcen für die Modernisierung einer zu großen Zahl von
Produktlinien fehlen.

Auf der Ebene mikroökonomischer Betrachtung läßt sich all dies aus der Tat-
sache ableiten, daß Herstellerbetriebe aus Gründen der Planerfüllung und Prä-
mienerzielung nur ein (moderates) Mehr an Finalprodukten zu erzeugen versu-
chen. In einem Klima allgemeiner Ressourcenknappheit, unzuverlässiger Zu-
lieferungen und von Unsicherheiten sonstiger Art tendieren die Herstellerbe-
triebe zwecks Minimierung des Planrisikos dazu, den Anteil selbsterzeugter
Zwischenprodukte möglichst auszuweiten. Auch Ersatzteile für und Kompo-
nenten der in den Betrieben vorhandenen Ausrüstungen werden aus diesem
Grund möglichst selbst hergestellt. Auf diese Weise betreiben die Hersteller-
betriebe eine binnenwirtschaftlich ausgerichtete systembedingte Art von „Im-
portsubstitutionspolitik“, indem sie versuchen, so wenige wie möglich der be-
nötigten Vorprodukte von Zulieferbetrieben zu beziehen. Diese systemspezifi-
sche Do-it-yourself-Strategie hat allerdings ganz erhebliche negative gesamt-
wirtschaftliche Konsequenzen in Form von gravierenden Verzerrungen der
Produktionsstrukturen. Die oftmals sogar auf ein Produkt bezogenen geringen
Losgrößen von Zwischenprodukten, selbsterstellten Ersatzteilen, Werkzeugen
und sonstigen Komponenten erfordern einen weit höheren Material- und Ar-
beitseinsatz als dies bei entsprechend spezialisierten Vorlieferanten der Fall
wäre.

Die in der historischen Entwicklung konkreter Zentralverwaltungswirtschaften
anfänglich beobachtbare rapide Zunahme der wirtschaftlichen Bedeutung des
industriellen Sektors mag auf die Strategie der beschleunigten Industrialisie-
rung zurückzuführen sein, erklärt allerdings nicht das Verharren und die Ver-
festigung der Produktionsstrukturen mit einem dann in dynamischer Sicht als
Überdimensionierung dieses Sektors zu bezeichnenden Zustand. Letztere Er-
scheinung läßt sich allerdings auf jene systemspezifischen dysfunktionalen
Faktoren zurückführen, die nach Erreichung einer dominanten Position des in-
dustriellen Sektors die Dauerhaftigkeit dieser Sektoralstruktur festigen und
perpetuieren.

Wie bereits gezeigt, werden Endprodukte aller Art, und damit auch jene des
industriellen Sektors, aus systemspezifischen Gründen mit einem exzessiv ho-
hen Faktoreinsatz erzeugt. Das Klima allgemeiner Ressourcenknappheit
schlägt dann in der Weise auch auf die vorgelagerten Produktionsstufen durch,
daß der Mangel an Vorprodukten und Rohstoffen von den Planverantwortli-
chen auf der zentralen Ebene diesen letzteren Bereichen zugeordnet und ange-
lastet wird. Der wahre Grund für die genannten Mangelerscheinungen findet
sich aber darin, daß innerhalb des industriellen Sektors diese Branchen selbst
als überdimensioniert identifiziert werden können. Infolge des Wahrneh-
mungsmangels der zentralen Planträger für die tatsächlichen Gründe der all-
gemeinen Ressourcenknappheit werden große Teile der Investitionen dann im
Bereich der Rohstoffe erzeugenden Sektoren und jenen der ersten industriellen
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Verarbeitungsstufen, z. B. in der Stahlindustrie und der Basisprodukte erzeu-
genden chemischen Industrie, in der Zementindustrie usw. verwendet. Auf die-
se Weise verharrt der industrielle Sektor auf dem einmal erreichten Entwick-
lungsniveau und zementiert, wörtlich gesprochen, die damit verknüpften
Strukturverzerrungen.

Die geschilderte ökonomische Mechanik hatte nicht zuletzt auch entsprechend
negative Auswirkungen auf die Produktion von Konsumgütern. Wie gezeigt,
wird ein überproportional hoher Anteil der volkswirtschaftlichen Ressourcen
innerhalb des überdimensionierten industriellen Sektors verbraucht, von dem
der Löwenanteil auf die Herstellung von Investitionsgütern und Zwischenpro-
dukten entfällt, die ihrerseits wiederum selbst Einsatzfaktoren für die Investiti-
onsgüterindustrie sind. Das unter diesen systemspezifischen Umständen er-
zeugte Wachstum schlägt sich somit primär im Wachstum dieser Erzeugnisse
des industriellen Sektors selbst und in einem eher bescheidenen Wachstum der
Konsumgütererzeugung nieder. Das Wachstum dieser Art läßt sich kurz gesagt
als ein Wachstum ohne Fortschritt charakterisieren.

Zum dritten Aspekt von Dysfunktionalitäten: Außenwirtschaftliche Implika-
tionen.

Der dritte Aspekt systembedingter Dysfunktionalitäten bezieht sich auf das
weitgehende Versagen der Nutzung außenwirtschaftlicher Beziehungen als
wohlstandsmehrenden Faktor. Die institutionelle Ausgestaltung des Außen-
wirtschaftsregimes als Außenhandels- und Devisenmonopol folgt aus der sy-
stemimmanenten Notwendigkeit, auch diesen volkswirtschaftlichen Bereich
mit Blick auf die zu tätigenden Importe und Exporte aus Gründen der Pla-
nungssicherheit beherrschen zu müssen. In den Importplänen spiegeln sich bei
prinzipieller Binnenorientierungen die trotzdem bestehenden Notwendigkeiten
zum Import bestimmter Produkte.

Die aus den oben dargelegten systemspezifischen Gründen hervorgehende ex-
zessive Nachfrage nach Produktionsfaktoren und Materialien aller Art erzeugt
ihrerseits einen erhöhten Importdruck meist in Richtung der Importe aus
Marktwirtschaften. Dies deshalb, weil die Handelsbeziehungen zu den domi-
nanten Partnerländern gleicher oder ähnlicher Ordnungsstruktur durch die ab-
geschlossenen Handelsabkommen relativ zementiert waren und diese Handels-
partner sich ebenfalls dem gleichen Phänomen exzessiver Faktornachfrage ge-
genüber sahen. Dieses Faktum berührt nun seinerseits die Exportmöglichkeiten
einer Zentralverwaltungswirtschaft in der Weise, daß der überdimensionierte
industrielle Sektor ein Übermaß an auch exportierbaren Produkten, Rohstof-
fen, Energieträgern und Zwischenprodukten selbst verbraucht.

In einer Volkswirtschaft, die aus systemspezifischen Gründen primär auf die
Strategie der Importsubstitutionspolitik ausgerichtet ist, führen alle Versuche,
den Druck auf höhere Importe zu reduzieren, zu erheblichen binnenwirtschaft-
lichen und damit auch die Exportchancen berührenden Problemen. Auf Grund
der Spezifik der Warenstruktur bei importsubstitutionsstrategischer Planung
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erscheinen alle Güter dieser Art für die Sicherung der Produktionsziele der ei-
genen Volkswirtschaft als „lebensnotwendig“.

Viertens: Barrieren strukturellen Wandels. Aus dem bisher Gesagten dürfte
deutlich geworden sein, daß die systembedingten Dysfunktionen von Zentral-
verwaltungswirtschaften – auch und insbesondere im historischen Rückblick –
den notwendigen und durch technischen Fortschritt zu bewirkenden struktu-
rellen Wandel kaum vollziehen und das als notwendig erachtete Wirtschafts-
wachstum nicht mehr hervorbringen konnten. Letzteres auch deshalb, weil sich
die Quellen extensiven Wachstums irgendwann einmal erschöpfen mußten.
Die zentralen Planträger sahen sich in diesem Kontext zwei nicht überwindbar
erscheinenden Barrieren gegenüber.

Als erstes ist eine massive systembedingte Innovationsbarriere zu nennen.
Unter den Bedingungen noch vorhandener Quellen extensiven Wirtschafts-
wachstums war es für die Betriebe einfach risikoloser, die erwarteten Planer-
gebnisse mit den bewährten Methoden, d. h. den hergebrachten, vielleicht eben
nur wenig modernisierten Technologien zu erreichen. Risikoaversion, wohlbe-
gründet durch das betriebliche Eigeninteresse an Planungssicherheit, wurde
damit zur Ursache der genannten Innovationsbarriere, die aus den bereits ge-
nannten Gründen, und wie noch zu zeigen sein wird, auch im Rahmen von
Wirtschaftsreformen nicht überwunden werden konnte, selbst nachdem die
Quellen extensiven Wirtschaftswachstums erschöpft waren.

Die zweite Barriere strukturellen Wandels betrifft die Investitionen selbst. Dies
meint, daß aus Sicht der zentralen Planträger lediglich ein Mangel an entspre-
chenden Ressourcen die Komplettierung und Erweiterung der volkswirtschaft-
lichen Kapazitäten und das damit verbundene angestrebte Wirtschaftswachs-
tum behinderte.

Im historischen Rückblick gesehen, glaubten die Planverantwortlichen Anfang
der 70er Jahre, die beiden erwähnten Barrieren durch den Import westlicher
Technologien und deren Finanzierung durch westliche Kredite überwinden zu
können. Dies erschien als der Königsweg zur Überwindung der erkennbar ge-
wordenen Wachstumsschwächen, Ineffizienzen und strukturellen Verkrustun-
gen. Daß diese Strategie aus systemspezifischen Gründen zum Scheitern ver-
urteilt war, ist auf die folgenden Faktoren zurückzuführen.

Die in den importierten Investitionsgütern gebundenen Technologien wurden
schwergewichtig im Investitionsgütersektor implementiert. Die hiermit not-
wendig verbundenen, selbst zu erbringenden und diese Strategie begleitenden
Investitionen, verursachten letztlich eher eine Verstärkung der geschilderten
Verzerrungen in den Sektoralstrukturen und damit ein zusätzliches Zurück-
bleiben des Konsumgütersektors in dynamischer Sicht. Die Erwartungen, daß
der Zufluß investiver Ressourcen aus dem Westen die Effizienz des Systems
auch im Hinblick auf die Konsumgüterversorgung verbessern und sich insge-
samt ein produktiverer Faktoreinsatz zeigen würde, erfüllten sich nicht. Unge-
löst blieb in diesem Zusammenhang das Problem, in welcher Weise die ver-
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gleichsweise komplexeren importierten Technologien mit den in den eigenen
Anlagen und Maschinen gebundenen, weniger anspruchsvollen technischen
Standards verknüpft werden sollten.

Zum Schluß noch einige Bemerkungen zu den erwähnten systemimmanenten
Reformversuchen.

Die geschilderten Dysfunktionalitäten und Barrieren wirtschaftlichen Wandels
blieben den zentralen Planträgern in Partei und Staat selbstverständlich nicht
verborgen. Schon relativ früh nach dem Zweiten Weltkrieg wurden insbeson-
dere auch durch das ZK der KPdSU Listen vorgelegt, in denen diese Dysfunk-
tionalitäten im einzelnen aufgeführt wurden. Eine solche Liste von Dysfunk-
tionalitäten hätte de facto mit wenigen Akzentverschiebungen in allen Zentral-
verwaltungswirtschaften permanent publiziert werden können. Die Versuche
waren zahlreich, durch systemimmanente Reformen den geschilderten Dys-
funktionalitäten zu begegnen. Auf zwei solcher Versuche in der DDR sei hier
verwiesen, weil diese für die internen Ordnungsstrukturen des zentralverwal-
tungswirtschaftlichen Systems doch mit erheblichen Änderungen verbunden
waren und in der einen oder anderen Form in allen Staaten des Ordnungstyps
der Zentralverwaltungswirtschaft unter dem Stichwort „grundlegende Wirt-
schaftsreformen“ angekündigt und verwirklicht wurden. In der DDR wurden
die entsprechenden Reformversuche, auf die hier näher einzugehen ist, unter
den Leitbegriffen des „Neuen Ökonomischen Systems der Planung und Lei-
tung“ (NÖS) bzw. der „Kombinatsreform“ durchgeführt.

Anlaß für die Entwicklung und Implementierung des systemimmanenten Re-
formversuchs „Neues Ökonomisches System der Planung und Leitung“ war
die Tatsache, daß auch das Wirtschaftssystem der DDR zu Beginn der 60er
Jahre in eine ernste Krise geraten war, wodurch die Gefahr heraufbeschworen
wurde, daß die Wirtschaft nicht mehr hinreichend in der Lage war, ihre ei-
gentliche Grundfunktion zu erfüllen, nämlich die politisch-gesellschaftliche
Macht der herrschenden politischen Führung zu stabilisieren. Diese Krise
zeigte sich darin, daß die Wachstumsraten des „produzierten Nationaleinkom-
mens“ drastisch zurückgingen. Mit dem Rückgang der Wachstumsraten wur-
den erhebliche Disproportionen im Gefüge der Produktions- und Aus-
tauschprozesse sichtbar, die es mit sich brachten, daß der Siebenjahrplan
(1959-1965) nach drei Jahren seiner Laufzeit als nicht mehr erfüllbar angese-
hen und daher aufgegeben werden mußte.

Man zog aus diesem Desaster den Schluß, daß die bisherige Phase des extensi-
ven Wachstums der Wirtschaft deswegen zu Ende gehen müsse, weil die vor-
handenen Ressourcen inzwischen weitgehend ausgelastet waren, so daß es
notwendig wurde, intensives Wachstum hervorzubringen. Man entschloß sich
im Jahr 1963 zu einer groß angelegten Wirtschaftsreform, die in ihrer ersten
Phase (1963-1967) als „Neues Ökonomisches System der Planung und Leitung
der Volkswirtschaft“ (NÖS) und in ihrer zweiten Phase (1968-1970) dann
„Ökonomisches System des Sozialismus“ (ÖSS) bezeichnet wurde. Diese Re-
form brachte einen gewissen Abbau der Zentralisierung in der Wirtschaftspla-



130 Protokoll der 29. Sitzung

E:\sed\daten\07\T0701B.DOC, 26.04.01 12:06, FSE79903.DOT

nung, ohne jedoch von dieser grundsätzlich abzugehen. Man entschloß sich
dazu, nur noch eine ausgewählte Anzahl quantitativer und qualitativer Plan-
auflagen an die Betriebe verbindlich vorzugeben. Diese Planauflagen er-
streckten sich vor allem auf (die) Produktion und (die) Investitionen in den
Wachstumsbranchen Petrochemie, Elektronik, Elektrotechnik, Datenverarbei-
tung usw. Man versuchte, die Tätigkeit der Betriebe vermittels „indirekt“ wir-
kender Instrumente, den sogenannten „ökonomischen Hebeln“, in eine von der
politischen Führung gewünschte Richtung zu lenken. Hierzu gehörten die
„Hebel der wirtschaftlichen Rechnungsführung“ – das waren staatlich festge-
setzte Preise, Steuersätze, Abschreibung, der Gewinn, Normative für die Ge-
winnverwendung usw. – und die „Hebel der persönlichen materiellen Interes-
siertheit“ in Form von Leistungsprämien und dergleichen.

Dem Betriebsgewinn als Maßstab der Betriebsleistung und die Bindung des
Prämiensystems und sonstiger betriebseigener Fonds an dessen Erfüllung fiel
im NÖS eine wichtige Rolle zu. Diese Zentralfunktion konnte der Betriebsge-
winn, trotz zweier in den Jahren 1964 und 1967 durchgeführten Preisreformen,
aber bei im Kern nicht geänderten Methoden zentraler materieller und finan-
zieller Planung sowie administrativer Preisplanung nicht erfüllen. Dies wird
daran deutlich, daß infolge des erweiterten Handlungsspielraums der Betriebe
die von diesen getroffenen Entscheidungen besonders in strukturpolitischer
Hinsicht nicht mit den von der Partei- und Staatsführung gesetzten Zielen
übereinstimmten. Die daraus erwachsenen Disproportionalitäten führten letzt-
endlich zum Abbruch dieses Experiments. Die Rezentralisierung, die mit der
Übernahme von Partei und Staatsführung durch Erich Honecker 1971 einsetz-
te, führte zu einer Rezentralisierung der Anwendung der altbekannten Metho-
den im Kern.

Ein letzter Reformversuch war die Kombinatsreform. Wenn Sie erlauben, Herr
Vorsitzender, noch drei Minuten dazu.

Die sogenannte Kombinatsreform zielte primär darauf ab, die mit dem bis dato
nicht überwundenen Typus extensiven Wirtschaftswachstums verbundenen
Ineffizienzen aller Art, schwergewichtig im industriellen Sektor, zu überwin-
den. Methodisch sollte damit der Wachstumstypus der intensiv erweiterten
Reproduktion durch Bildung der Großwirtschaftseinheiten „Kombinate“ in der
Industrie, dem Bauwesen und der Verkehrswirtschaft sowie durch Übertragung
von Planungs- und Leitungskompetenzen auf diese durchgesetzt werden. Wie-
derum sollte aber damit das Kernstück einer Zentralverwaltungswirtschaft, die
zentrale staatliche Planung und Leitung, nicht außer Kraft gesetzt, sondern de-
ren Effizienz verbessert werden.

Von der Kombinatsreform wurde eine Beschleunigung der innerzweiglichen
Koordinations- und Bilanzierungsprozesse, der Einigungs- und Beschlußfas-
sungsprozeduren sowie von Chancen zur Initiierung innerkombinatlicher
Neuerungsprozesse erwartet.
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Auch durch die Kombinatsreform konnten die oben geschilderten systemtypi-
schen Dysfunktionalitäten nicht durchbrochen werden. Durch die mit der
Kombinatsreform den Kombinaten übertragenen erweiterten Planungs- und
Bilanzierungskompetenzen wurden im Gegensatz zu den erhofften Effekten
die Tendenzen zu kombinatsautarkem Verhalten noch verstärkt. Die Folge da-
von war, daß z. B. die sogenannte Fertigungstiefe, ein anderer Begriff für Un-
terspezialisierung, eher noch zunahm, die exzessive Nachfrage nach Produkti-
onsfaktoren einschl. Investitionsmitteln und Arbeitskräften sich nicht zurück-
bildete. Technischer Fortschritt konnte unter den weiterhin obwaltenden
grundsätzlichen Ordnungsbedingungen der Zentralverwaltungswirtschaft,
wenn überhaupt, nur in bescheidenem Maße durchgesetzt werden. Die erhoff-
ten gesamtwirtschaftlich positiven Effekte, ablesbar an Material- und Energie-
einsparungen sowie einer wesentlichen Steigerung der Arbeitsproduktivität,
ließen sich durch diesen Reformversuch ebenfalls nicht realisieren. Letztlich
ist auch die Kombinatsreform an den inneren Widersprüchen des Systems der
Zentralverwaltungswirtschaft gescheitert.

Welche Folgerungen wären für die Politik, ich meine innerhalb der DDR, dar-
aus zu ziehen gewesen? Man hätte das System in einer Weise systemüberwin-
dender Formen ändern müssen, was aber letztendlich bedeutet hätte, ein
marktwirtschaftliches System mit allen Konsequenzen zu implementieren,
denn die Politik der Zentralverwaltungswirtschaft hatte sich sozusagen, ich
will es etwas kraß formulieren, ad absurdum geführt. Schönen Dank.

Gesprächsleiter Abg. Jörg-Otto Spiller (SPD): Vielen Dank, Herr Dr. Klein.
Wir treten jetzt nicht in die Diskussion ein, sondern ich möchte Herrn Profes-
sor Schmidt bitten, seinen Vortrag zum selben Thema zu halten.

Prof. Dr. Reinhard Schmidt: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrter
Herr Präsident des Sächsischen Landtages, sehr geehrte Damen und Herren,
die kritische Analyse der DDR-Zentralwirtschaft bedingt die Auseinanderset-
zung mit dem Marxismus-Leninismus. Ich habe mich bereits gewundert, daß
jetzt hier über eine Stunde lang dieser Ahnenherr dieses untergegangenen
Kommunismus nicht erwähnt wurde. Die Geschichte kennt viele Diktaturen.
Es werden noch einige entstehen und einige untergehen. Die untergegangenen
Diktaturen des Ostblockes waren aber letztendlich auf den Fundamenten mar-
xistischer Theorien gegründet. Das ist ein wesentlicher Unterschied. So hatte
z. B. Hitlers Drittes Reich einen anderen Umgang mit den Produktionsmitteln
als die in jüngster Zeit untergegangenen linken Diktaturen. Das muß man allen
Totalitarismusforschern sagen, die Politik und Wirtschaft getrennt betrachten.
Als ich 1991, von Naivität getragen, an die größeren Verlage der Bundesrepu-
blik herangegangen bin, ein Buch zu der Marxismusauseinandersetzung zu
veröffentlichen, hatte ich keinen Erfolg. Ich gebe hier auszugsweise einen
Brief von Herrn Ulrich Frank-Planitz von der Deutschen Verlagsanstalt wie-
der: „Ich fürchte, daß das Interesse an einem solchen Projekt im Augenblick
nicht sonderlich groß ist, auch nicht bei den jungen Leuten. Zudem nehme ich
an, daß es bei der politischen Auseinandersetzung mit der DDR-Nostalgie gar


